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Er organisiert mit Hilfe des PGH-Beirates und der 
Kreisgeschäftsstellen der Handwerkskammer eine 
umfassende Unterstützung für die PGH. Er unter­
stützt die Entwicklung der innergenossenschaft­
lichen Demokratie in den Produktionsgenossen­
schaften des Handwerks auf der Grundlage des 
Statuts.
Der Rat der Stadt ist verantwortlich für:

die Arbeit des PGH-Beirates,
die Anleitung, Unterstützung und Kontrolle der 
Kreisgeschäftsstelle der Handwerkskammer und 
der Kreisgeschäftsstelle der. Industrie- und Han­
delskammer,
die Überprüfung des Statuts und der Betriebs­
ordnung der Produktionsgenossenschaften des 
Handwerks auf ihre Übereinstimmung mit den 
gesetzlichen Bestimmungen;

die Registrierung der Statuten;
3. eine enge Zusammenarbeit mit den Einkaufs- und 

Liefergenossenschaften.
Die Privatbetriebe und die Einkaufs- und Liefer­
genossenschaften des Handwerks unterbreiten dem 
Rat des Kreises ihr Produktions- bzw. Leistungs­
angebot. Sie werden entsprechend den bestätigten 
Produktions- bzw. Leistungsangeboten mit Material 
versorgt;

4. die Ausnutzung aller in der Stadt liegenden Kapa- 
zitäts- und Materialreserven zur Produktion indu­
strieller Konsumgüter, insbesondere der tausend 
kleinen Dinge des täglichen Bedarfs, sowie zur 
Durchführung von Reparaturen und Dienstleistun­
gen.
Der Rat der Stadt erteilt den ihm unterstellten Be­
trieben Auflagen für die Produktion von Massen­
bedarfsgütern. In den zentral- und bezirksgeleite­
ten Betrieben kontrollieren die Stadtverordneten­
versammlung und ihre Organe die Produktion zu­
sätzlicher industrieller Konsumgüter und die Aus­
lastung der Kapazitäten und unterstützen die 
Werktätigen bei der Lösung dieser Aufgaben. Wer­
den die Kapazitäten nicht ausgelastet, so hat der 
Rat der Stadt das Recht, an das dem Betrieb über­
geordnete Organ entsprechende Forderungen zu 
stellen. Werden diese Forderungen nicht erfüllt, so 
hat der Rat der Stadt den Rat des Bezirkes zu 
unterrichten, der die Entscheidung der Staatlichen 
Plankommission herbeiführt;

5. die Erfüllung der Exportpläne in den stadtgeleite­
ten Betrieben;

Auf dem Gebiet der Energiewirtschaft sind die Stadt­
verordnetenversammlung und ihre Organe verantwort­
lich für die Sicherung der energiewirtschaftlichen Auf­
gaben im Stadtkreis, insbesondere für
1. die Planung des Bedarfs an Elektroenergie, Gas 

und Wärme entsprechend den geltenden Fest­
legungen;

2. die Verteilung und Einhaltung des Stadtkontingen­
tes an Energie sowie für die operativen Kontingent­
änderungen im Rahmen des Stadtkontingentes;

3. die Durchsetzung von wissenschaftlich-technischen 
Energieverbrauchsnormen und Maschineneinsatz­
plänen zur rationellsten Energieanwendung in den 
stadtgeleiteten Betrieben;

In den zentral- und bezirksgeleiteten Betrieben 
kontrollieren die Stadtverordnetenversammlungen 
und ihre Organe die wirtschaftliche Energieerzeu­
gung und -anwendung, wobei der Rat der Stadt 
den für den Betrieb zuständigen übergeordneten 
Organen entsprechende Empfehlungen unterbreitet.

D. Die Rechte und Pflichten auf dem Gebiet des 
Bauwesens

Die Stadtverordnetenversammlung und ihre Organe 
sind verantwortlich für:

1. die Planung und Leitung der dem Rat der Stadt 
unterstellten Bau- und Baustoffbetriebe. Die plan­
mäßige Steigerung der Arbeitsproduktivität ist 
durch eine straffe Arbeitsorganisation, Arbeits­
disziplin und die Anwendung der neuen Technik zu 
sichern. Die besten Erfahrungen der Neuerer, be­
sonders bei der Anwendung der industriellen Bau­
weise sowie bei der Rationalisierung des traditio­
nellen Bauens und der Werterhaltungsarbeiten sind 
in den Plan“ „Neue Technik“ aufzunehmen und in 
der Produktion anzuwenden;

2. die Aufstellung der Baubilanz nach- Baufachgrup­
pen sowie der Objektliste aller Bauvorhaben der 
Stadt; die Bilanzierung der Werterhaltungsmaßnah­
men und Baureparaturarbeiten mit den vorhande­
nen und zu entwickelnden Baukapazitäten ein­
schließlich des Materials unter Ausschöpfung der 
örtlichen Reserven und organisieren ihre Durch­
führung.
Sie unterstützen die planmäßige Durchführung der 
ausgewählten zentralen Staatsplanvorhaben in der 
Stadt;

3. die Entwicklung und Vervollkommnung der sozia­
listischen Produktionsverhältnisse im Bauwesen der 
Stadt;

4. die Orgänisierung eines breiten Erfahrungsaus­
tausches mit den Bau- und Baustoffbetrieben;
die Organisierung der sozialistischen Gemein­
schaftsarbeit;

5. für die Unterstützung der Produktionsgenossen­
schaften des Bauhandwerks und die Festlegung 
der Entwicklung der Handwerksbetriebe;

6. die komplexe Planung, Projektierung, Bauvorberei­
tung und Durchführung der Bauvorhaben;
die Konzentration der Baukapazität und die Durch­
setzung des indusriellen Bauens für die städtebau­
liche Planung und architektonische Gestaltung des 
Stadtbildes, insbesondere des Stadtzentrums auf 
der Grundlage der fortschrittlichen Stadttechnik 
sowie für den gesamten Wohnungsbau im Stadtge­
biet;

7. die Einbeziehung der Bevölkerung in die Ausarbei­
tung und Durchführung des Planes der Bauvor­
haben sowie bei der Umgestaltung aller Wohn­
gebiete in sozialistische Wohnkomplexe und ihre 
Mitarbeit im Nationalen Aufbauwerk durch enge 
Zusammenarbeit mit den Ausschüssen der Natio­
nalen Front des demokratischen Deutschland, dem 
Freien Deutschen Gewerkschaftsbund, der Freien 
Deutschen Jugend und den anderen Massen­
organisationen;

8. die Sicherung der Berufsausbildung und die 
Organisation eines Systems der politischen und 
fachlichen Qualifizierung der Bauschaffenden;


